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464. Bundesgesetz: Bundesfinanzgesetznovelle 1985 und Änderung des Bundesgesetzes betreffend die
Errichtung einer Bundesstraßen-Planungs- und Errichtungsgesellschaft für Wien
(NR: GP XVI RV 730 AB 767 S. 110.)

465. Bundesgesetz: Budgetüberschreitungsgesetz 1985
(NR: GP XVI RV 731 AB 766 S. 110.)

466. Bundesgesetz: Auf Schilling lautende Beitragsleistungen der Republik Österreich bei internationalen
Finanzinstitutionen
(NR: GP XVI RV 673 AB 763 S. 110.)

464. Bundesgesetz vom 6. November 1985,
mit dem das Bundesfinanzgesetz 1985 und das
Bundesgesetz betreffend die Errichtung einer
Bundesstraßen-Planungs- und Errichtungsge-
sellschaft für Wien geändert werden (Bundesfi-

nanzgesetznovelle 1985)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesfinanzgesetz 1985, BGBl. Nr. 1, in
der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 127/1985, 271/1985, 372/1985 und 444/1985
wird wie folgt geändert:

1. Im Artikel V Abs. 1 ist nach der Z 13 der
Punkt durch einen Strichpunkt zu ersetzen und
eine neue Z 14 mit folgendem Wortlaut anzufügen:

„14. beim Ansatz 1/64292 bis zu einer Höhe von
3 Millionen Schilling zu geben, soweit die
hiefür erforderliche Bedeckung durch Min-
derausgaben bei Ansätzen des Titels 1/642
sichergestellt werden kann."

2. In der Anlage I (Bundesvoranschlag) haben
a) der Ansatz 1/53237 „Zuschüsse nach dem

Wohnhaussanierungsgesetz",
b) der Ansatz 1/53257 „Zuschüsse nach dem

Wohnbauförderungsgesetz (zweckgeb.
Geb.)",

c) der Titel 1/534 „Katastrophenfonds (zweck-
geb. Geb.)",

d) der Ansatz 1/64698 „Überweisungen an die
Länder gem. § 1 Abs. 2 Z 2 FAG 1985" und

e) der Ansatz 1/64708 „Überweisungen an die
Länder gem. § 1 Abs. 2 Z 2 FAG 1985"

zu lauten.

3. In der Anlage I (Bundesvoranschlag) sind
a) nach dem Ansatz 2/52084 der Ansatz

2/52085/23 „Beiträge nach dem Wohnhaus-
Wiederaufbaugesetz" und

b) nach dem Ansatz 1/53428 der Paragraph
1/5343 „Verwaltung des Katastrophen-
fonds" mit den Ansätzen 1/53437/43 „Auf-
wendungen (Gesetzl. Verpflichtungen)" und
1/53438/43 „Aufwendungen"

anzufügen.

Artikel II

Das Bundesgesetz betreffend die Errichtung
einer Bundesstraßen-Planungs- und Errichtungsge-
sellschaft für Wien, BGBl. Nr. 372/1985, wird wie
folgt geändert:

Im § 8 Abs. 1 hat der finanzgesetzliche
Ansatz 1/64292/32 „Anlagen (Gesetzl. Verpflich-
tungen)" zu lauten.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
unbeschadet der Befugnis des Bundesministers für
Bauten und Technik zur Leistung der Ausgaben
innerhalb seines Teilvoranschlages, der Bundesmi-
nister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Sinowatz
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465.

Bundesgesetz vom 6. November 1985, mit dem Überschreitungen der Ansätze des Bundesfinanz-
gesetzes 1985 genehmigt werden (Budgetüberschreitungsgesetz 1985)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Für verschiedene unabweisliche Maßnahmen werden Überschreitungen folgender Ausgabenansätze
des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 1985, BGBl. Nr. 1, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 127/1985, 271/1985, 372/1985, 444/1985 und 464/1985 genehmigt:
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§ 2. Die Bedeckung der im § 1 genehmigten Überschreitungen ist bei folgenden Ansätzen sicherzu-
stellen:
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§ 3. Der Bundesminister für Finanzen ist im Sinne des Art. X Abs. 1 Z 2 und 3 des Bundesfinanzgeset-
zes für das Jahr 1985, BGBl. Nr. 1, ermächtigt, im Finanzjahr 1985 bis zur Höhe der im § 1 dieses Bundes-
gesetzes für bundeseigene und bundesgeförderte Bauvorhaben sowie für Anlagen genehmigten, aber nicht
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in Anspruch genommenen Teile der Ausgabenüberschreitungen eine Reservierung im Wege einer Rückla-
genzuführung vorzunehmen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, unbeschadet der Befugnis der obersten Organe
zur Bestreitung der einzelnen Ausgaben innerhalb ihres Teilvoranschlages, der Bundesminister für Finan-
zen betraut.

Kirchschläger
Sinowatz

466. Bundesgesetz vom 6. November 1985
betreffend auf Schilling lautende Beitragslei-
stungen der Republik Österreich bei interna-

tionalen Finanzinstitutionen

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, mit der Oesterreichischen National-
bank ein Übereinkommen, wie es in der Anlage
enthalten ist, über die Aufnahme eines Kredites
durch den Bund zwecks Einlösung von zugunsten
der Internationalen Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung, der Internationalen Entwicklungsor-
ganisation, der Asiatischen Entwicklungsbank, des
Asiatischen Entwicklungsfonds, der Inter-Amerika-
nischen Entwicklungsbank, des von letzterer errich-
teten Fonds für Sondergeschäfte, der Afrikanischen
Entwicklungsbank, des Afrikanischen Entwick-
lungsfonds und des Internationalen Fonds für land-
wirtschaftliche Entwicklung gemäß § 1 des
3. Schatzscheingesetzes 1948 begebenen Bundes-
schatzscheinen bis zu einem jeweils aushaftenden
Gesamtvolumen von 3 500 Millionen Schilling
abzuschließen.

§ 2. Die Oesterreichische Nationalbank ist
berechtigt, ihre aus dem Kredit entstehenden For-
derungen als Deckung des Banknotenumlaufes in
ihre Aktiva einzustellen. Der von der Oesterreichi-
schen Nationalbank einzuräumende Kredit ist nicht
auf den im § 41 Abs. 1 des Nationalbankgesetzes
1984, BGBl. Nr. 50, vorgesehenen Höchstbetrag
anzurechnen.

§ 3. (1) Mit Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
tritt das Bundesgesetz betreffend auf Schilling lau-
tende Beitragsleistungen der Republik Österreich
bei internationalen Finanzinstitutionen, BGBl.
Nr. 51/1963, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 109/1964, 158/1968, 97/1979,
218/1981 und 168/1982 außer Kraft.

(2) Der auf Grund der im Abs. 1 genannten Bun-
desgesetze gewährte Kredit ist auf den im § 1
genannten Höchstbetrag anzurechnen.

§ 4. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Sinowatz

Anlage

Übereinkommen
zwischen dem Bund, vertreten durch den Bun-
desminister für Finanzen, und der Oesterrei-
chischen Nationalbank betreffend die Gewäh-
rung eines Kredites an den Bund zwecks Einlö-
sung der zugunsten der Internationalen Bank
für Wiederaufbau und Entwicklung, der Inter-
nationalen Entwicklungsorganisation, der
Asiatischen Entwicklungsbank, des Asiatischen
Entwicklungsfonds, der Inter-Amerikanischen
Entwicklungsbank, des von letzterer errichte-
ten Fonds für Sondergeschäfte, der Afrikani-
schen Entwicklungsbank, des Afrikanischen
Entwicklungsfonds und des Internationalen
Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung
gemäß § 1 des 3. Schatzscheingesetzes 1948

begebenen Bundesschatzscheine.

I.

Die Oesterreichische Nationalbank gewährt dem
Bund einen Kredit zwecks Einlösung von zugun-
sten der Internationalen Bank für Wiederaufbau
und Entwicklung, der Internationalen Entwick-
lungsorganisation, der Asiatischen Entwicklungs-
bank; des Asiatischen Entwicklungsfonds, der
Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank, des von
letzterer errichteten Fonds für Sondergeschäfte,
der Afrikanischen Entwicklungsbank, des Afrikani-
schen Entwicklungsfonds und des Internationalen
Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung begebe-
nen Bundesschatzscheinen bis zu einem jeweils aus-
haftenden Gesamtvolumen von 3 500 Millionen
Schilling. Auf diesen Betrag ist der auf Grund des
Bundesgesetzes betreffend auf Schilling lautende
Beitragsleistungen der Republik Österreich bei
internationalen Finanzinstitutionen, BGBl. Nr. 51/
1963, in der jeweils geltenden Fassung gewährte
Kredit anzurechnen.

II.

Zur Verzinsung dieses Kredites werden der
Oesterreichischen Nationalbank 2 vH p. a. (und
zwar vierteljährlich im nachhinein je ½ vH) vom
jeweils aushaftenden Schuldenbetrag vergütet.
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III.

Der Kredit ist zurückzuzahlen, insoweit der
Bund die den eingelösten Bundesschatzscheinen
entsprechenden Beträge von den vorgenannten
Institutionen zurückerhält.

IV.

Unbeschadet des Punktes III dieses Übereinkom-
mens und des Punktes III des Übereinkommens
wegen Aufnahme eines Kredites der Republik
Österreich zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen als
Mitglied des Internationalen Währungsfonds, der
Internationalen Bank für Wiederaufbau und Wirt-
schaftsförderung sowie des Europäischen Wäh-
rungsabkommens (Bundesgesetz betreffend Bei-
tragsleistungen der Republik Österreich bei inter-
nationalen Finanzinstitutionen, BGBl. Nr. 74/
1959), sind die Forderungen der Oesterreichischen
Nationalbank gegen den Bundesschatz, und zwar
gemäß

a) dem Übereinkommen wegen Aufnahme eines
Kredites der Republik Österreich zur Erfül-
lung ihrer Verpflichtungen als Mitglied des
Internationalen Währungsfonds, der Interna-
tionalen Bank für Wiederaufbau und Wirt-
schaftsförderung sowie des Europäischen
Währungsabkommens (Bundesgesetz BGBl.
Nr. 74/1959) und

b) diesem Übereinkommen,
in obiger Reihenfolge in der Weise zu tilgen, daß
für diesen Zweck von dem auf die Republik Öster-
reich entfallenden Gewinnanteil (§ 69 Abs. 3 des
Nationalbankgesetzes 1984) — unter Ausschluß
der an den Bund als Aktionär ausgezahlten Divi-
denden — ein Fünftel, falls dieser Gewinnanteil
jedoch 100 Millionen Schilling übersteigt, ein Vier-
tel verwendet wird.

V.

Dieses Übereinkommen wird einen Tag nach
Verlautbarung im Bundesgesetzblatt wirksam.


